
REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINiSTERIUM FÜR INNERES 

1014 WIEN, Postfach 100 

Bel Beantwortung bitte angeben 

Zahl: 76.030/125-IV /12/95/H 
DVR: 0000051 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG­
Novelle 1995) das Gehaltsgesetz 1956, das 
Vertragsbedienstetengesetz 1948, die Reisege­
bührenvorschrift 1955, das Bundes-Personal­
vertretungsgesetz und das Richterdienstgesetz 
geändert werden; 
Stellungnahme 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1017 WIEN 

/rt/s\J.-;J!lI~t: 
S~b(Z96 

Wien, am 22. Februar 1995 

Referent: Holubar 

Kl. :2433 

In der Anlage werden zu dem im Betreff bezeichneten Entwurf 25 Ausfertigungen der 

Stellungnahme des Bundesministeriums für Inneres übermittelt. 

Beilagen 

Für den Bundesminister: 

Zaruba 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FüR INNERES 

1014 WIEN, Postfach 100 

OVR: 0000051 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG­
Novelle 1995) das Gehaltsgesetz 1956, das 
Vertragsbedienstetengesetz 1948, die Reisege­
bührenvorschrift 1955, das Bundes-Personal­
vertretungs gesetz und das Richterdienstgesetz 
geändert werden; 
Stellungnahme 

An das 

Bundeskanzleramt 

Ballhausplatz 2 
1014 WIE N 

Zu Z1. 921. 785/I-II/ A/l/b/95 

Wien, am 22. Februar 1995 

Referent: Holubar 

KI.:2433 

Das Bundesministerium für Inneres nimmt zu dem im Betreff bezeichneten Entwurf 

Stellung wie folgt: 

Zu § 145 a Abs. 2a BDG 

In dieser Bestimmung sollte der Kreis der zur Führung der Verwendungsbezeich­

nung "Brigadier" berechtigten Beamten erweitert werden. Unter Bedachtnahme 

auf die mit ihrer Funktion verbundene Verantwortung und die Größe der jeweiligen 

Organisationseinheit wird angeregt, auch dem Leiter des Kriminalbeamteninspektora­

tes der Bundespolizeidirektion Salzburg sowie den stellvertretenden Leiter des Gene­

ralinspektorates der Bundespolizeidirektion Wien, sofern die Funktion des Leiters des 

Generalinspektorates der BPD Wien mit einem Beamten der Besoldungsgruppen 

"Wachebeamte" oder "Exekutivdienst" besetzt ist, in den Kreis der zur Führung der 

Verwendungsbezeichnung "Brigadier" berechtigten Bediensteten einzubeziehen. 
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Zu § 262 BDG 

Im Abs. 9 dieser Bestimmung sollte die Wortfolge "nach der Überleitung" durch die 

Formulierung "nach Durchführung des Überleitungsverfahrens" ersetzt werden. 

Das Erfordernis dieser Änderung ergibt sich aus der im Zusammenhang mit der 2. 

BDG-N ovelle 1994 rückwirkend per l. Jänner 1995 bewirkten Vertauschung der 

Amtstitel "Gruppeninspektor" und "Bezirksinspektor" für Nichtoptanten unklaren 

Situation. Je nach Interessenslage bestehen unterschiedliche Auffassungen darüber, ob 

die Formulierung "nach der Überleitung" sich a) auf die rückwirkend erfolgte Überlei­

tung oder b) auf den tatsächlichen Abschluß des Überleitungsverfahrens bezieht. 

Würde man der unter a) beschriebenen Auslegung folgen, so könnte ein Beamter der 

Verwendungsgruppe W2, Dienststufe 1, den bis 31. Dezember 1994 geltenden 

(nunmehr aber höheren) Amtstitel "Bezirksinspektor" als "bisherigen" (Amtstitel) 

weiterführen. Eine solche Vorgangsweise würde aber Verwirrung im Dienstbetrieb 

bewirken, zumal damit auch die Berechtigung zum Tragen der nicht der Dienststufe 1 

entsprechenden Distinktionen verbunden wäre. Die angeregte Änderung des § 262 

Abs. 9 würde daher die Voraussetzungen für eine klare Interpretation der Bestimmung 

schaffen. 

Zu § 274 a BDG 

Gegen diese Bestimmung bestehen aus Sicht des Innenressorts erhebliche Bedenken. 

Nach der im Entwurf vorgesehenen Regelung wären der Bundeskanzler und der 

Bundesminister für Finanzen 1m Rahmen ihrer Mitwirkungsbefugnisse In 

Einzelpersonalangelegenheiten ermächtigt, auf automationsunterstützt verarbeitete 

dienstrechtliche Daten zuzugreifen. Diese Eingriffsmöglichkeit erscheint dem 

Bundesministerium für Inneres als zu weitgehend. Es wird daher angeregt, 

ressortspezifische Datenbankanwendungen mit Rücksicht auf den hohen 

Verwaltungsaufwand der damit verbundenen lesenden "On-line"-Zugriffe von der 

vorgesehenen Regelung auszunehmen. Jedenfalls sollte die Zugriffsmöglichkeit aber 

zumindest auf ressortübergreifende Datenbankanwendungen eingeschränkt werden. 

Zu Art. I Punkte 18 bis 26 (Richtverwendungen) 

Aus der Sicht des Innenressorts werden folgende Änderungen der Richtverwendungen 

angeregt: 
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A) Richtverwendungen der VGr. EI: 

1) Anlage 1 Z. 8.5 lit. a: 

Nach dem Ausdruck "Kommandant des Gendarmerieeinsatzkommandos", wäre der 

Ausdruck" 1, Stellvertreter des Landesgendarmeriekommandanten und zugleich Grup­

penleiter beim Landesgendarmeriekommando für die Steiermark," anzufügen, 

Begründung: 

Bei den Landesgendarmeriekommanden sind als Stellvertreter der Kommandanten nur 

die Gruppenleiter vorgesehen. Die vorgeschlagene neue Richtverwendung ist daher 

eine wichtige Orientierungshilfe für die Zuordnung der Gruppenleiter sowohl mit als 

auch ohne 1. Stellvertreterfunktion. 

2) Anlage 1 Z. 8.6 lit. a: 

Der Ausdruck "Haupt referent beim Gendarmeriezentralkommando für Dienstbetrieb 

und Dienstvollzug" wäre durch den Ausdruck "Hauptreferent beim Gendarmeriezen­

tralkommando für Kraft- und Wasserfahrzeugwesen, " zu ersetzen 

Begründung: 

Infolge gestiegener und noch steigender Verantwortung im Bereich sicherheitsdienst­

lichen Einschreitens (verwiesen sei auf das am 1. 5 .1993 in Kraft getretene Sicher­

heitspolizeigesetz, die vermehrte Zahl von Einschreitensfällen im Zusammenhang mit 

Ausländern sowie die bevorstehende Reform der Strafprozeßordnung) soll für den 

Hauptreferenten für Dienstbetrieb und Dienstvollzug die Möglichkeit für eine Zuord­

nung zur FGr. 8 offengehalten werden, 

3) Anlage 1 Z, 8,7Iit. a: 

Der Ausdruck "Referatsgruppenleiter I beim Landesgendarmeriekommando Kärnten," 

wäre durch den Ausdruck "Leiter einer Gruppe beim Landesgendarmeriekommando 

für Kärnten, sofern nicht gleichzeitig 1. Stellvertreter des Landesgendarmeriekom­

mandanten, " zu ersetzen. Diesem wäre als weitere Richtverwendung noch der Aus­

druck "Leiter der Kriminalabteilung beim Landesgendarmeriekommando für Kärnten," 

anzufügen. 
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Begründung: 

Durch die mit 1.1.1995 in Kraft gesetzte neue "Organisation und Geschäftsordnung 

der Landesgendarmeriekommanden (OGO-LGK)" sind die bisherigen Bezeichnungen 

der Organisationseinheiten (hier: Referatsgruppe I) überholt. 

Im Zusammenhang mit der angestrebten Ergänzung zu Z. 8.5 lit. a ergäbe sich somit, 

daß die Gruppenleiter (mit und ohne 1. Stellvertreterfunktion) der drei größeren 

LGKden jeweils um eine Stufe besser bewertet sind, als die der fünf kleineren Kom­

manden. 

Der "Kommandant der Kriminalabteilung beim Landesgendarmeriekommando 

Kärnten" findet sich dzt. noch unter Z. 8.8 lit. aals Richtverwendung der FGr. 5. im 

Sinne der von der GÖD ausverhandelten Bewertungsüberleitungs-Richtlinien ent­

spräche die geltende Bewertung VII-3 für die KA-Kommandanten von Kärnten und 

Tirol jedoch der Zuordnung zur FGr. 6. Auch ist der unter lit. c ebenfalls als Richt­

verwendung aufscheinende Leiter des Kriminalbeamteninspektorates bei der BPD 

Villach vergleichsweise sehr hoch bewertet. 

Die Anführung der beiden Richtverwendungen unter Z. 8.7 lit. a würde jedenfalls 

generell bewirken, daß der Leiter einer Gruppe (ohne Funktion als 1. Stellv .) sowie 

der Leiter der KA eines Landesgendarmeriekommandos der gleichen Funktionsgruppe 

zugeordnet sind. Diese Gleichstellung wäre aufgrund der hohen qualitativen Anforde­

rungen an einen KA-Kommandanten, die mit den von dem übergeordneten Gruppen­

leiter geforderten Qualifikationen durchaus vergleichbar sind, gerechtfertigt. 

4) Anlage 1 Z. 8.8 lit. a: 

Der Ausdruck "Kommandant der Kriminalabteilung und zugleich Referatsleiter I1c 

beim Landesgendarmeriekommando Kärnten" wäre durch den Ausdruck "Leiter der 

Schulungsabteilung beim Landesgendarmeriekommando für Kärnten" zu ersetzen. 

Begründung: 

Hinsichtlich der Richtverwendung "Leiter der Kriminalabteilung beim Landesgendar­

meriekommando für Kärnten" s. Punkt 3. Die um nur eine Stufe niedrigere Zuordnung 

des Leiters der Schulungsabteilung eines Kommandos im Vergleich zum Leiter der KA 

des gleichen LGKdos ist aufgrund der qualitativ hochwertigen Tätigkeit (2jährige 

Gendarmerie-Grundausbildung) gerechtfertigt. Auch entspricht im vorliegenden Fall 

die bisherige Arbeitsplatzbewertung VI/VII-l der Zuordnung zur FGr. 5. 
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5) Anlage 1 Z. 8.9 lit. a: 

Der Ausdruck "Kommandant der Verkehrsabteilung und zugleich Referatsleiter I1d 

beim Landesgendarmeriekommando Kärnten" wäre durch den Ausdruck "Leiter der 

Stabsabteilung beim Landesgendarmeriekommando für Kärnten" zu ersetzen. 

Begründung: 

Dem Leiter der Verkehrsabteilung soll aufgrund seines in den letzten Jahren gestiege­

nen Verantwortungsumfanges die Möglichkeit einer höheren Zuordnung gewährt 

werden. 

Im Hinblick auf den vergrößerten Arbeitsbereich (erhebliche Teile der früheren Refe­

ratsgruppe IU wurden übernommen) sowie den allgemein gestiegenen Stellenwert der 

den Landesgendarmeriekommandanten unmittelbar unterstehenden Stabsabteilungen 

ist die höhere Zuordnung, die allerdings im konkreten Fall der geltenden Arbeitsplatz­

bewertung VI-l nicht entspräche, gerechtfertigt. Siehe hiezu auch Pkt. 6. 

6) Anlage 1 Z. 8.10 lit. a: 

Der Ausdruck "Kommandant der Stabsabteilung beim Landesgendarmeriekommando 

Steiermark" wäre durch den Ausdruck "Leiter des Referates 102 beim Landesgendar­

meriekommando für Kärnten, sofern nicht gleichzeitig Stellvertreter des Leiters der 

Abteilung 10" zu ersetzen. 

Begründung: 

Die straffe neue Organisationsstruktur der Landesgendarmeriekommanden mit - Je 

nach Kommandogröße - 20 bis 30 Referaten erfordert auch die Aufnahme eines als 

Maßstab geeigneten Referates in den Richtverwendungskatalog. 

Die alte Organisationsform der Landesgendarmeriekommanden enthielt kein Referat 

mit vergleichbarem Arbeitsplatzinhalt. 

7) Anlage 1 Z. 8.12 lit. a: 

Der Ausdruck "Referent der Verwendungsgruppe E 1 bei einem Bezirksgendarmerie­

kommando" wäre durch den Ausdruck "Referent der Verwendungsgruppe E 1 bei 

einem Bezirksgendarmeriekommando mit einem Personalstand von bis zu 199 

Beamten und zugleich Stellvertreter des Kommandanten" zu ersetzen. 
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Begründung: 

Für die stellv. BGK-Kommandanten auf BGKden mit sehr großem Personalstand soll 

eine angemessene Zuordnung möglich sein. 

8) Anlage 1 Z. 8.13 lit. a: 

Der Ausdruck "Kommandant eines Kommandos der Schulabteilung" wäre durch den 

Ausdruck "Stellvertreter des Leiters eines Referates bei einem Landesgendarmerie­

kommando" zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Schulungsabteilungen sind nicht mehr in 3 Kommanden sondern in 2 Referate 

gegliedert. Die stellv. Referatsleiter sind nunmehr die niedrigst bewerteten Verwen­

dungen eines Landesgendarmeriekommandos. 

B) Richtverwendungen der VGr. E2a: 

1) Anlage 1 Z. 9.3 lit. a: 

Gegen den Entfall des Ausdruckes "Referent der Verwendungsgruppe E 2a eines Be­

zirksgendarmeriekommandos" besteht kein Einwand. 

Der Ausdruck "Hauptsachbearbeiter HS/V All der Verkehrsabteilung emes Landes­

gendarmeriekommandos" wäre durch den Ausdruck "Leiter des Sachbereiches 1221 

der Verkehrs abteilung des Landesgendarmeriekommandos für Vorarlberg" zu er­

setzen. 

Begründung: 

Durch die neue "OGO-LGK" ist die bisherige Bezeichnung der Organisationseinheit 

überholt. Der höchstwertige Bereich "Dienstplanung" des bisherigen Hauptsachgebie­

tes HS/V All ging auf den neuen Sachbereich SB 1221 über. Diesem S achbereich, der 

nunmehr auch die gesamte Einsatzplanung umfaßt (mit einer diesbezüglichen Kontroll­

funktion über andere Sachbereiche der VA), kommt somit eine herausragende bewer­

tungsmäßige Position bei jeder Verkehrsabteilung zu. 
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2) Anlage 1 Z. 9.4 lit. a: 

Der Ausdruck "Hauptsachbearbeiter V/all beim Landesgendarmeriekommando für die 

Steiermark" hätte entweder zu entfallen oder wäre beispielsweise durch den Ausdruck 

"Leiter des Sachbereiches 3121 des Landesgendarmeriekommandos für die Steier­

mark" zu ersetzen. 

Begründung: 

Organisatorisch überholte Bezeichnung des Arbeitsplatzes. Ersatz durch eine ungefahr 

gleichwertige Verwendung. 

3) Anlage 1 Z. 9.5 lit. a: 

Der Ausdruck "Schulabteilungen" wäre durch den Ausdruck "Schulungsabteilungen" 

zu ersetzen. 

Begründung: 

Neue Bezeichnung gemäß "OGO-LGK". 

Für den Bundesminister: 

Zaruba 

11'nt dic'~ , i>-:,Yeit 

llfir;{)':;'~!0'!.1g~ 
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